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nehmerverbänden und den Fotos des Bung der Salesı1aner-Schule ıIn Ma- die r1gOros un teilweise miı1t
Erzbischofs VO Managua, Miguel Saya, die Jjetzt staatlıcher Kon- Kirchenstrafen durchgeführten Ver-
Obando Bravo, durchzublättern. Ob- trolle steht; die Ausweısung des sSetzUunNgen einıger prosandınıstischer
ohl die CELAM-Studie auch VO  —_ der spanıschen Rektors der Schule, Jose Pfarrer gerade innerkirchlich ermut-

Unterdrückung un Verfolgung VO Morataya, und die spektakulären Ver- lıch mehr Staub aufgewirbelt als (zutes
nNnier-Revolutionsgegnern spricht, setzungen prosandınıstischer Pfarrer ewiırkt. Von Iınken polıtıschen räf-

schätzt S1E 4aUuUS heutiger Sıcht die (Je- sınd insgesamt gesehen Merkmale ten angegriffen und VON der Rechten
fahr, da{fß Kırche und Sandınısmus ın mißbraucht, 1St tür Obando dereiner kirchenkampfähnlichen Sıtua-
Nıcaragua beide VONN ihrer führen- t10N. Eindruck einıger seiner Gesprächs-
den Rolle und iıhrer Verantwortung In einem Hirtenbriet VO August partner ottenbar zunehmend schwie-
tür die Zukunft des Landes über- wehren sıch die Biıschöte In entschie- rıger, dem politischen Druck und den

ın iıne direkte Auseinanderset- denem Ton den Versuch der dıe gesellschaftliche Kraft der Kırche
ZUNG LEUETN: m ıne solche Auseın- Revolutionsregierung, die Kirche Aaus schwächenden innerkirchlichen Span-
andersetzung zu verhindern, mu{(ß der dem Erziehungsbereich verdrängen: NUNgCN standzuhalten.
Sandınismus einıge notwendige Kor- Die auch ın europälischen Kıirchen be-„ Wır können uns den Aufbau der N1CA-
rekturen vornehmen, während die raguanıschen Gesellschaft ohne die stehende Neıigung, Nıcaragua polı-
Kırche eine wenıger kämpferische Rolle, welche die katholische Erzie- tisch abzuschreiben, hält der Erz-
Haltung einnehmen, diesen Korrektu- hung beı diesem Aufbau spielen soll, bischot für alsch und verhängnisvoll,

ein offeneres Entgegenkommen und ZWAar als konkrete Antwort auf die obwohl auch seine politische Einschät-
zeigen und die Möglichkeit wahren Probleme, Sorgen und die Kultur U1 - ZUNg der Lage der These der DETr-

sollte, die Revolution 1n wirklich SCTCS Volkes, nıcht vorstellen.“ I rotz- suchten Kubanisierung Nıcaraguas AaUS
christliıcher Weise zu beeinflussen“ dem bekundete Erzbischof Obando geht Eın ftührender Vertreter eines
(zıtiert AUS „Adveniat”, eft 9i Bericht Im September ut seine Bereıit- deutschen kirchlichen Hıltswerks
über Zentralamerıika). Der Objek- schaft, den Dialog MIt der Regierung meınte aln Rande des Düsseldorter
1vıtät bemühte und weıthin zutret- tortzusetzen. Auf seıne DPerson kon- Katholikentags, dıe westliche Welt
tende Nicaragua-Bericht der zentrieren sıch gegenwärtig alle off- könne heute in Nıcaragua nach seiner
LAM-Delegation ISt on den Ereignis- NUNSCH. das tradıtionell kırchentreue Kenntnis der Verhältnisse „MIt TOLt
scm1Hh des Sommers überholt worden, die nıcaraguanısche Volk, die u  Z ihren 1N- un Fibeln“ Not und Unterentwick-
daraufhin deuten, da{fß Kirche und Re- Zusammenhalt un ıhren gesell- lung wırksam bekämpfen helten und
gıerung In Nıcaragua bereıts ın die schaftspolitischen Standort ringende durchaus auch an politiıschem Einflu(ß
Phase der offenen Konfrontation einge- Kırche, dıie politische Opposition und gewinnen. Es 1st erfreulich, da{fß sıch ın

der deutschen Kırche entscheiden-treten sind. Dıie Außerung VO Innen- letztlich auch die politisches Kalkül
mıinıster Tomas O7ZE, sehe keine gerade Eerst erlernende sandınıstische der Stelle die orge dıe Entwick-
Möglichkeiten tür eınen „Dıialog mMI1t Revolutionsregjierung sehen In ihm lung In Nıcaragua ın verstärkte Hılfs-
den katholischen Kıirchenführern“, ıne natıonale Führergestalt. Ange- bereitschaft UMSELZL, wotür sowohl
lange sıch diese MI1t den „Interessen sichts solch übersteigerter Erwartun- die häufigeren un intensivierten
des US-Imperijalısmus und der Reı1- gCH eınen Mannn der Kırche leıben Kontakte miıt der dortigen Kırche als
chen“ identifizıerten:; dıe nach gewalt- Mifsverständnisse und Enttäuschun- auch dıe Steigerung materiıeller Hılte

Kämpften zeıtweılıge Schlie- sprechen.gCH Betroffener nıcht 4US. So haben
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Weder iıne polıtische Notwendigkeıt noch ratiıonale Er- seıne Absıicht bekunden, die freien, vorwiegend katho-
wägungen brauchten den sozıalistischen Präsident- lıschen Schulen ın das staatlıche 5System integrieren.
schaftskandidaten Francoı1s Mitterrand veranlassen, die Der Kandıdart übernahm lediglich ELWAS leichtfertig eın In
Schaffung eines einheıtlichen laızıstischen Schulwesens in der Vergangenheıt tür seıne Parte1ı sehr wichtig SCWESC-
seın Wahlprogramm aufzunehmen, auf diese Weiıse NCS, inzwıschen aber weiıtgehend als überholt betrachtetes
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Dogma. Wahrscheinlich wollte auf die einflußreiche auf die Entwicklung der etzten 100 Jahre ertorderlich.
Lehrergewerkschaft FEN (Federation de I’Educatıon Na- Dıie Fundamente des öffentlichen Schulwesens wurden uUun-

tionale) Rücksicht nehmen. Deren Programm enthält auf- miıttelbar nach Gründung der I11 Republık 881 gelegt
grund einer langen Tradıtion unverändert die Forderung Die Grundsätze die Schulpflicht bıs 13 Jahre (erst
nach einem staatlıchen aiızıstischen Schulmonopol. Es D@e- ab 936 bıs 14 Jahre), Schulgeldfreiheit und Laızısmus,
stand jedoch nıcht die geringste Gefahr, da{(ß deren Miıt- zunächst nıcht 1 Sinne der polıtischen Neutralıität VOCI-

glieder Miıtterrand hre Stimme versagten. standen, denn der Volksschüler sollte iın YEWISSEM Sınne
zum Missıonar der republikanischen Idee werden. DıieIn seiner Parteı bewegte diese Frage ernstlich NUr noch dıe sıch beabsichtigte philosophische und relıg1öse Neutralı-etzten Zeugen der alten Generatıon, die aktıve Kämpfter tat 1Itt zunächst verständlicherweise ntier dem bald eiIn-1Im jJahrzehntelangen tranzösischen Schulkampf BEWESCH

Daneben brauchte Mitterrand auch auf dıe höch- setzenden harten Kampf zwıischen Staat un Kirche, der
Begınn des Jahrhunderts mıt der Trennung VO  =i Kirche01010 Mitglieder zählende Freimaurerloge „Grand

Orient“ keine Rücksicht nehmen. S1e veröffentlichte und Staat un der Enteignung des Kıirchenbesitzes -
dete. Die dadurch entstandene ZESPANNLE und 1ın einıgenseıt seıner Wahl WEel Kriegserklärungen dıe treien

Schulen, ohl In Erinnerung dıe Zeıt, als der Klerus stark katholischen Gegenden explosıv feindliche Atmo-
sphäre wurde durch die natıonale Solidarıtat während desden Gegnern der Republık gehörte, während 981 —

mıindest teilweise ZU VWahlerfolg Miıtterrands beigetra- Ersten Weltkrieges gemindert, anschließend weıter
Bedeutung un: politischem Echo verlıeren. Als 946 In

SCH hat und jedenfalls seIlt langem keinen Konflyikt der Republık dıe Sozıialısation ıne Phase der NSCHmehr zwıschen Staat und Kırche g21bt. politischen Zusammenarbeıt mI1t der katholisch gepräagten
Seinem hommunistischen Koalıtionspartner hatte Mıtter- Volksrepublikanıschen Partel einleıteten, durfte
rand ebentalls nıcht entgegenzukommen, denn 1STt tak- INan diesen Abschnitt der französischen Geschichte als
tisch geschickt und auch politisch realistisch CNUßB, abgeschlossen betrachten, VO einıgen Rückzugsgefech-
dieses heifße Eısen nıcht anzutassen. Den Kommunisten ten und laızıstıschen Heckenschützen abgesehen.
erscheint weıt sınnvoller, zumındest vorübergehend Inzwischen aber hatten die trejen Schulen mıt zunehmen-
den Katholiken dıe and reichen, als sıch tfür ine Fın- den finanzıellen Schwierigkeiten kämpfen. Ihnen wurde
heitsschule schlagen, die ihnen polıtisch nıchts ein- ZWAarTr nıcht mehr die Daseinsberechtigung abgestritten,
bringt. Während selt einıger eıt sozıalıstische Bürger- aber die Unabhängigkeit mu{fste durch das doppelte tinan-
meıster versuchen, den freien Schulen dıe ihnen gesetzlıch zielle Opfter der Eltern un des Lehrkörpers erkauft WerTr-

iınwandfrei zustehenden GemeLindesubventionen VOTI- den Infolge der allgemeınen Entwicklung iın der katholi-
zuenthalten, ertüllen die kommunistischen Bürgermeıster schen Kırche ging außerdem die Zahl der für den Schul-
hre Verpilichtungen ohne den geringsten Wıderstand. unterricht verfügbaren Ordensbrüder un -schwestern

zurück, da{fß In steıgendem Ma(ße autf meılstens schlecht
bezahlte und qualitativ nıcht überzeugende Laıen zurück-

Fine \ ehrheit wirll freıe Schulen gegriffen werden mußte. ber dıe Kirche hınaus stellten
sıch auch polıtische Kreıse des Landes die rage, ob mıt

Dıi1e öffentliche Meınung sıeht ihrerseıts 1m Vorhanden- den demokratischen Grundsätzen vereinbar ISt; da 1mM
seın und Fortbestand der freien Schulen hein Problem, mı1t Schulwesen Je nach der relıg1ösen Überzeugung ntier-
dem sıch die Regierung befassen hätte. ach eiıner schiedliche tinanzıelle Regeln Anwendung tinden
Meınungsumifrage, die in großen Zügen durch andere
Sondıierungen ähnlicher Art in den etzten zwölf Onaten
bestätigt wurde, wünschen U  — 18% der Franzosen dıie In- Der Zustand nach der Lex re
tegration des prıvaten Schulungswesens In eınen geeinten
laızıstischen ötffentlichen Dıiıenst. 55% sprechen sıch für och in Algıer beauftragte General de Gaulle den gyläubı-
die Aufrechterhaltung des Jjetzıgen Systems Aaus, 21% tor- SCH Protestanten und Soz1lalısten Andre Phılıp mıt der
dern die Verringerung oder dıe Beseıitigung der den treien Ausarbeıtung eınes Kompromıisses Z  —- endgültigen Bere1-
Schulen gewährten staatlıchen Subventionen. Dıiıe Hältte nıgung des Schulstreits. Seine Vorschläge wurden 945
der Bevölkerung zylaubt, da{fß das prıvate Schulwesen qUa- einstimmı1g VOoO der sozıalıstischen Parlamentsfraktion
1tatıv besser ISt, während ın dıeser Beziehung den Ööffent- zurückgewilesen. Dıiıese Unnachgiebigkeit löste den Un-
lıchen Schulen nNUu  S 17% den Vorzug geben. och wiıchti- wiıllen der Volksrepublikanischen Parteı AUs, da s1€e als
SCr 1St vielleicht, da{f sıch 76% für die treıe Wahl der Vorleistung die Streichung der VO Vıchy-Regime Mar-
Schule durch die Eltern aussprechen SOWIE über 60% in schall Petaıins den freien Schulen gewährten Subventio-
den treien Schulen ıne Garantıe für die Toleranz und für 1815  —_ hingenommen hatten. Es wurde daher iıne Zzweıte
die Qualirtät des französischen Unterrichtswe- Kommıissıon Vorsıtz des ehemalıgen Außenmuinı-
SCNS sehen. Erwähnung verdient schliefßlich die Bıllızung Payul ONCOUT gebildet, die keinen Schlüssen SC-
der staatlıchen Subventionen für die treien Schulen durch langte. YTSt 951 tand sıch 1mM Parlament iıne Mehrheıit
51% der Linkswähler. für iıne bescheidene staatlıche Hilfe, beschränkt auf
Um die Jjetzıge Lage verständlich machen, I1St eın Blıck die der Schulpflicht unterliegenden Kınder, mi1t der Auf-
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lage, diese Beıträge für dıe Verbesserung der Gehiälter des katholische Schulen, die deswegen nıcht In allen Fällen
Lehrpersonäls verwenden. Eın gleich hoher Betrag eiınen deutlich relıg1ösen Charakter besitzen, 7% autf 1N1-
mußte dıe öftfentlichen Schulen gehen un diente der SC protestantische un auf stärker vertretene israelıtische
Anschaffung VO  } Lehr- un Lernmiuitteln. Schulen. Insgesamt werden In den Vorschulen bıs den

Oberschulen rund 113 000 Lehrkräfte beschäftigt.Dıie Jjetzıge Regelung verbıtterte dıe laızıstiıschen Kräfte
un verschärfte den Konflikt den Erwartungen.
Im Interesse der Stabıilıtät der schwachen Republık Finanziell schwach, qualitativ besser?beschlossen daher der damalıge sozıualıstische Regierungs-
chef Guy Mollet un der mafßgebende volksrepublikanı- Da die staatlıchen Subventionen ZUr Deckung der usga-sche Polıitiker Robert Lecourt 1m Oktober 1956, miıt dem ben nıcht ausreichen, leiben die freien Schulen auf denVatıkan Verhandlungen einzuleıten, 1ne tfür alle Se1- tinanzıellen Beıtrag der Eltern angewılesen. Der Staat be-
ten tragbare Lösung tinden Sıe noch nıcht abge- zahlt 1Ur das Lehrpersonal, aber nıcht die benötigten Ver-schlossen, als de Gaulle 958% ZUr Macht zurückkehrte waltungskräfte. Hınzu kommen der Aufwand für Lehr-un in Kenntnis dieser Gespräche iıne NECUEC Kommıissıon mıttel und die Verwaltungskosten. Ferner erfolgte ın dendem Vorsıtz des ehemalıgen sozıalıstischen Erzıe- etzten Z7wel Jahrzehnten iıne sozıale Umschichtung derhungsminısters Lapıe bıldete. Sıe führte 1959 ZUr Verab- Schüler, VOT allem ın den Städten, eın größerer Pro-schiedung eınes Gesetzes, das nunmehr dem Namen der Kınder mıiıttlerer un unterer Einkommens-des damalıgen Premierminısters Michel Debre bekannt ISt

STIUDDCH VO Schulgeld befreit werden mußlte.(vgl. Februar 1960;
Das Lehrpersonal 1St WAar theoretisch demjenıgen der öf-Danach anerkennt der Staat die treıe Schulwahl un ga- tentlichen Schulen tinanzıell gleichgestellt, CS ertreut sıchrantıert den privaten Anstalten die Erfüllung ihrer Aufga- jedoch bel weiıtem nıcht der gleichen Sıcherheit des Ar-ben S1e erhielten dıe Wahl zwıschen ET Möglıchkeiten: beıtsplatzes, noch der gyleichen Automatık für den berufli-Sıe konnten auf ede Verbindung mıt dem Staat verzich- chen Aufstieg. uch einıge weıtere Vergünstigungen desten, damıt aber auch auf jede Subvention. Auf diese völlıg

unabhängıgen Schulen enttallen ungefähr 6% der Schüler Beamtenstatus sınd ıhm verSagt. Dıies erklärt ZEWISSE
Strömungen ZUgUNStEN der Integration der privaten Schu-des privaten Sektors. Eınıge wenıge nıcht konftessionelle len In den öftfentlichen Dienst. Ins Gewicht fallen hierbeiAnstalten machten terner VO  e der vollständiıgen Integra- auch pannungen zwıschen dem Lehrpersonal un dent1on iın das öffentliche Schulwesen Gebrauch. Das kırchlichen oder nıchtkirchlichen Instanzen, denen dieSchwergewicht lıegt jedoch bei Zzwel verschiedenartigen Verantwortung tür die freien Schulen oblıegt. Mıtuntervertraglichen Vereinbarungen zwischen dem Staat un haben jene nıcht genügend die Tatsache berücksichtigt,den privaten Schulen. Die 5 als „einfacher Vertrag” da{fßs S$1e nıcht mehr durch hre relıg1öse Berufung motıvler-bezeichnet, äßt den Schulen ıhre Autonomıie, während
ten Ordensbrüdern oder -schwestern gegenüberstehen,sıch der Staat auf dıe Entlohnung des Lehrkörpers be- sondern Arbeitnehmern miıt ayeltlichen Verpflichtungen UN:schränkt. Dıi1e Zzweıte Lösung 1St eın Assozuerungsvertrag, Ansprüchen, denen eın gewerkschaftlicher Schutz ımmerder die Schulen verpflichtet, sıch den Programmen des öf-

fentlichen Sektors aNnZUDAaSSCH un außerdem schrittweise zweckmäßiger erscheıint. ank ihres immer noch fühlba-
IC  —_ christlichen Ursprungs sıcherte sıch die Linksgewerk-staatlıch dıplomierte Lehrkräfte beschäftigen. Als Ge-

genleistung übernımmt der Staat zusätzlıch einen eıl der schaft CFDT ın diesem Kreıs einen gewlssen Eintflufß. Sıe
stand der Verstaatliıchung der privaten Schulen pOSI1-Unterhaltskosten, neben der Bezahlung der Lehrkräfte.

Dıie Lex Debre beschränkte die eintachen Verträge (dıe t1V gegenüber un fand natürlıch hierfür be1 iıhren Miıt-
glıedern 1im Lehrkörper zunächst eın Echo Es wurde aberauf ungefähr 75% der Schüler priıvater Schulen Anwen- ziemlich schnell durch die Reaktion der Ööffentlichen Meı-dung tinden, o1bt demgegenüber L1LUT für ELIW. 20% As-
NUNg, die klare Haltung der katholischen Kırche un diesozılerungsverträge) autf dıe Dauer VO zwölf Jahren, miı1t
exXtireme Einstellung der laızıstiıschen Lehrergewerkschaftder Absıcht, ıne möglıchst große Zahl VO Bıldungsan- FEN gedämpftt.stalten eiınem ENSCICH Verhältnis mıt dem Staat Ver-

anlassen. Diese zeıitliche Begrenzung wurde durch eın Ge- In den etzten Jahren äflt der Anteiıl der prıvaten Bıl-
SeLiz VO 971 aufgehoben. Eın welıteres (GGesetz sıcherte dungsanstalten der Schülerzahl ıne regel-
19/7/ dem Lehrpersonal der freien Schulen die gleichen mäßige, WECNN auch langsam ansteigende Tendenz erken-
z1alen Vorteile W1€ denjenıgen des öffentlichen Sektors nen Sıe erklärt sıch wenıger durch die Leistungen un
un gab außerdem den Schuldirektoren das Recht, keineswegs durch relıg1öse Erwägungen, sondern durch
Stelle des staatlichen Akademierektors NEeEUEC Lehrkräfte die Krıise des öffentlichen Bildungswesens, dem VOT allem 1m

Deren Aus- un Fortbildung wiırd VO Staat Miıttel- un: Oberschulbereich eın Nıveauverlust teıl-
ın gleicher Weıiıse finanzıert W1€e diejenıge ıhrer Kollegen welse Recht, teilweıse übertrieben vorgeworfen wird.
des öffentlichen Sektors. Das Pflichtbewußtsein 1mM staatlıchen Lehrkörper hat
Ende 981 stellte das prıvate Schulwesen rund Miıllio- zweıtellos nachgelassen. An die Stelle der „Berufung” 1ST
Ne Schüler be] eiıner Gesamtzahl VO EeLWwWAaS über Miıl- deutlich banalısıert der Beruft Dıi1e Verteidigung
lıonen (ohne Hochschulen). 93% enttielen auf offiziell der erworbenen Rechte un Sanz allgemeın elines nıcht
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mehr vertretbaren Status qUO wırd weıt ernster NO  - Nıcht leicht beurteilen 1St n das relig1iöse Gewicht
INE  —_ als das Schicksal der Kınder. Nıcht selten schicken der katholischen Schulen. Grundsätzlich werden Kınder
neuerdings durchaus laızıstisch eingestellte Eltern bıs aller Religionen un auch Nıchtgläubige aufgenommen.
Angehörigen des öffentlichen Lehrkörpers un: inıstern Der Relıgionsunterricht 1st nıcht obligatorisch. ach Au-
der sozıalıstischen Regierung iıhre Kinder 1ın freıe Schu- ßerungen des Präsıdenten der Bischofskommiuission für
len, weıl S$1E deren Zukuntft keinem unnötigen Rısıko aus- das Schulwesen, Erzbischof Jean Honore (Tours), besitzen
seLizen wollen. Geschätzt wırd dıe allgemeın bessere Diıs- die katholischen Schulen Zwel miıteinander nıcht ımmer

verbundene Finalitäten. Die 1STt hre erzieherische Auf-zıplın WECeNN auch Gegenbeıispielen nıcht mangelt
iıne größere Regelmäßigkeit des Unterrichts un eın gCcC- yabe, die indıvıduellen Qualıitäten der Jungen Men-
sünderes Klıma ohne polıtische Hypotheken. In den schen entwıckeln un S$1e auch auf ihr Engagement 1im
treien Schulen wırd außerdem weıt wenıger gestreıikt. Dıi1e soz1ıalen Leben vorzubereıten, damıt s$1e in Gruppen le-
Lehrer sınd seltener abwesend, da S$1e ohne Rückendek- ben verstehen und sıch ZUu Uniiversellen hın öffnen Die
kung durch den Beamtenstatus auskommen mussen. zweıte Finalıtät besteht darın, iın iıhnen den christlichen

Glauben wecken un stärken. hne das Gewicht desBe1 der Beurteilung der qualitativen Unterschiede mu{fß
mMa  e} allerdings vorsıchtig seın un darf einıge wichtige relıg1ösen Faktors geringzuschätzen, darf INa  - annehmen,

da{fß dıe Erziehungsaufgabe zweıtellos 1mM katholischenGegebenheıiten nıcht übersehen. Zunächst besteht die Geilste definiert den Charakter der katholischen Schulengroße Wahrscheinlichkeıt, dafß eın eıl der katholischen stärksten bestimmt.Schulen, z B ıIn der Bretagne, den Anschlufß die
derne Entwicklung nocht nıcht gefunden hat un jene 1N-
tolgedessen ıhre Aufgabe nıcht mehr richtig ertüllt. Die Was ıtteran andern könntemeılsten Eltern halten überdies für angebracht, hre
Kınder nach eıner ersten Ausbildungsperiode Aaus den ka- Was l un ann dieeRegierung unterneh-tholischen Grundschulen ıIn staatliche Oberschulen

INECN, das ohl heıkelste Wahlversprechen des soz1ıualı-schicken, sobald sıch die Aufnahme ın dıe qualıitatiıv NeTr- stischen Präsıdentschaftskandidaten ertüllen? S1ıe äfßrtkannten Lyzeen als möglıch erweIlst. Für die Ausbildung
der Elite besteht demnach größeres Vertrauen ın die Öf- sıch eıt und gyeht mıt größter Vorsicht Werke Erzie-

hungsminıster Alaıin A4UVaATY, der N ausgezeichnet VOeTr-fentlichen Schulen. Soweılt sıch katholische Schulen In
diesem Bereich einen Weftrtlauft erlauben un auf hre hohe stand, seıne persönlıchen Überzeugungen un Absıchten

völlıg 1im Dunkeln lassen, riet zunächst die Verant-Erfolgsquote beım Abitur Stolz sınd, verhalten S1e sıch g-
genüber ihren Schülern nıcht gerade rücksichtsvoll, denn wortlichen aller betroffenen oder interessierten Organısa-

tionen der Reihe nach sıch, hre Thesen anzuhö-alle schwächeren Elemente werden schonungslos VOI-

drängt. Man darft ıIn diesen Bıldungsstätten nıcht sıtzen- rCN, ohne dazu auch 11UT andeutungsweilse Stellung
nehmen. ach eıner Denkpause VO mehreren Onatenbleiben. Die Ausgestoßenen klopfen dann das Tor veranlafßte die Regierung, ıh in Zusammenarbeıt mıteınes staatlıchen Lyzeums, dessen Bıldungsniveau sıe

dann wahrscheinlich nıcht verbessern. vorläufig nıcht ekannten Sachverständigen mıt eıner
gründlıchen Überlegung VO  — 2er Fragen beauftragen:

Der prıvate Sektor 1sSt ferner wen1g belastet durch dıe Ver- das Schulnetz, der Charakter der Biıldungsanstalten, das
längerung der obligatorischen Schulpflicht VO Abschluß Statut ihres Personals, einschliefßlich des Ernennungsver-
des 14 auf das Ende des Lebensjahres. S1e hat ZUr fahrens, un die den Unterricht ergänzenden Bıldungsak-
Folge, daß die Mittelschulen eınen mıtunter beachtlichen tivıtäten. ach eıner Verlautbarung der Regierung steht
Prozentsatz VO Jugendlichen, dıe nıchts lernen wollen, für alle vier Fragen die mangelnde Anpassung der Jjetzıgen
miıtschleppen mussen. Vor dieser ruppe schützt den pri- Gesetzgebung eıner materıellen, moralischen un

sozıalen Verwaltung des Erziehungswesens 1m WegeSektor meılstens schon das Schulgeld. Aus dem gle1-
chen Grunde I1St der Anteıl der Gastarbeiterkinder In den Frühestens 1m November sollen diese Überlegungen
freien Vor- un Grundschulen sehr nıedrig, während konkreten Vorschlägen führen, die keine Entscheidungen
1im öftentlichen Bereich in den größeren un: mıttleren seın sollen, sondern lediglich Arbeitsdokumente für die
Städten das Nıveau häufig zwangsläufig herabdrückt un miıt den verschiedenen Organısatiıonen des freien un: öf-
sowohl für dıe Lehrer W1€e für dıe Eltern einem schwer- tentlichen Schulwesens ührenden Verhandlungen. Es
wıegenden Problem geworden I1St. wÄäre ıne Überraschung, WEeNN VOT den Gemeindewahlen
Um richtige Vergleiche aufzustellen, mu{fß INan VO  a über- 1m März 983 die Regierung dem Parlament dıe ertorder-
einstimmenden Voraussetzungen ausgehen. Dıies 1St nıcht lıchen Gesetzesanträge zuleıtete.
immer der Fall Es älr sıch auch der Wunsch der Jjetzıgen Immerhın xıbt N bereıts genügende Hınweise auf dıe sıch
RegJerung vertreten, nach eiıner Lösung suchen, dıe abzeichnenden Tendenzen.
ermöglıcht, den frejen Schulen ungefähr die gleichen Ver- FEın staatlıches Schulmonopol hat mıt Gewißheit als 4U 5 -

pflichtungen besser ZESAZT Hypotheken aufzuerlegen geschlossen gelten. Dıie Schließung prıvater Schulen
WI1€e den staatlıchen. Es wAäare durchaus denkbar, hiertür un das Verbot der Eröffnung privater Schulen wäaren
einen finanziellen Ausgleıch schaffen, damıt durch das verfassungswidrig. Zur Dıskussion stehen 1Ur die staatlı-
Schulgeld keine sozıalen Schranken mehr bestehen. chen Subventionen un hre Folgen. Diejenigen prıvaten
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katholischen Schulen, dıie darauf verzichten wollen, be- automatisch dıe vereinbarten Subventionen den treıen

Schulen bezahlen müssen, ohne sS1e ernstlich kontrol-halten hre volle Bewegungsfreıiheıit. Diıesen Weg annn
türlıch LUr ine verschwindend kleine Minderheit gehen. lıeren können. Es ISt auch nıcht gerade zweckmäßig,
Andererseıts 1St aum denkbar, da{fß der Staat die relig1- daß ın einıgen Gegenden Frankreichs die freıen un die
Osen Schulen VOT dıe Wahl stellt, sıch entweder mIıt 1N1- Ööffentlichen Schulen die Schüler konkurrıieren, WEeNnN

die Schülerzahl für Z7wel Anstalten kleın wırd oder ıneSCH vorübergehenden Sonderrechten, z B für den elı-
gionsunterricht, in das staatlıche System integrieren Koordinierung besseren erzieherischen Ergebnissen
oder auf jede Subvention verzichten. Eın derartıges: tführen könnte. Erziehungsminister avary gab gerade die
ımatum würde 1n der öttfentlichen Meınung, bıs ın das Anweısung, dafß NEUEC Klassen 1mM prıvaten Sektor ın 7Zu-
Regierungslager hineın, auf Wıderstand stoßen. kunft nıcht mehr ohne staatliıche Bewilliıgung eingerichtet
ber noch ausschlaggebender dürften die sıch hieraus - werden dürfen, esonders WECeNN sS$1€e sıch mıt der Einstel-
gebenden organisatorischen und finanzıellen Schwierigkei- lung zusätzlicher Lehrkräfte verbinden. ıne Rationalı-

sıerung des französıiıschen Schulnetzes wırd sıchIen se1ın. Das tranzösısche Erziehungsminıisterium gılt seıt
langem verwaltungstechnısch fast als eın Monstrum. Der Einbeziehung der priıvaten Anstalten nıcht vermeıden las-
Einflufß der stratt organısıerten Lehrergewerkschaft WAarTr SCH, ebenso wenıg W1€e eın stärkeres Mitspracherecht der
dort wıederholt stärker als derjeniıge des Mınısters. Keıne staatlichen Instanzen bei der Einstellung der Lehrkräfte, weıl
Regierung hat Interesse daran, dieses Mınısteriıum weıter VO  —; iıhnen dıe Durchführung des schon heute theoretisch,
aufzublähen und die seiıt Jahrzehnten ede Schulreftorm aber nıcht ımmer tatsächlich einheıtlıchen Schulprogram-
sabotierende, weıl iıhrer Linksorientierung zutietst InNneS abhängt.
konservatıve Lehrergewerkschaft kräftigen. Vorläufig Am stärksten beunruhıgt die Verantwortlichen der prıva-
1St übrıgens das Schulwesen VO durch dıe sozıjalıistische ten kirchlichen Schulen dıe angekündıgten Überlegungen
egıerung eingeleıteten Dezentralisierungsprozeß aNnsSgE- über den Charakter der Schulen. S1e betreffen den Kern des
OMMENn. Es 1STt schwer ersichtlıch, W1€ ın diesem Falle der Problems. Dıie laıZzıstische Lehrergewerkschaft erstrebt

hierfür ıne den kırchlichen Forderungen un Erwartun-Staat die Integration VO über 100 00Ö Lehrern un ber
7000 Schulen verwirklichen könnte. Dıie finanzıelle gCn diametral ENILZSCSCNBESELIZLE Lösung. Eın tragbarer
Mehrbelastung beläuft sıch nach der vorsichtigsten Be- Kompromikfß äßt sıch NUTL dann realısıeren, Wenn Mıtter-
rechnung aut Miıllıarden Francs Jährlıch. Sıe rag nıcht rand der lıberalen Konzeption des Pluralısmus unbedıingt
der Tatsache Rechnung, da{fß die Gebäude der treıen Lreu bleibt un sich nıcht durch dıe wIrr dogmatische
Schulen me1lstens direkt oder ındırekt der Kırche gehören Zweckphilosophie der Vertechter des La1ızısmus beeın-
un VO Staat entweder gemietet oder gekauft werden lussen aäßt Machtpolitisch gesehen, braucht sıch ke1-
müßten. ach eiıner Schätzung der Schutzverbände der NCSWCRS dem Wıllen der Lehrergewerkschaft nter-

freien Schulen betragen die Mehrkosten pro Schüler werfen, denn die ihr zugestandenen Privilegien sınd
den staatlıchen Anstalten 1m Durchschnitt Pro xrofß, dafß schon die Drohung, S1€e die große Glocke
Jahr Man gelangt einer esamtlast VO tast 10 Miıl- hängen, ausreıicht, die nNnUu  —_ noch aUsSs Tradıtıion, aber
jarden Francs, INn Anbetracht des bereıts gegebenen ho- nıcht mehr mıt dem Herzen dem La1ızısmus der etzten
hen Defizıts des Staatshaushalts eın fast erdrückender Be- Jahrhundertwende verschriebene Organısatıon Zzu Fın-
ırag lenken bringen. SOnst droht der französiıschen Regıe-
Mitterrand sprach sıch wıiederholt für die Aufrechterhal- runs eın harter Kampf MI1t der katholischen Kırche, deren
Iung des Pluralismus 1m Schulwesen 4UuUS Dıies entspricht Bischöfe ihrer Entschlossenheıt, den relıg1ösen Auf-
der Forderung der überwıegenden Mehrkheıt der Franzo- Lrag der katholischen Privatschule mıt allen Miıtteln
sCmMH1 Eıner der Sprecher der laiızıstischen ewegung identi- verteidigen, nıcht zweıteln lassen. Alfred Frisch
1zlert allerdings den Laızısmus mı1ıt dem Pluralısmus, 1N- Literaturhinweise:dem versichert: „In der Schule un anderswo 1St der Robert Ballionı : Les ONSOMMAteurs d’Ecole. Stock, DParıs 1982
Pluralısmus die freiwillige Hinnahme der Unterschiede, Hierre Chevallier: La Separatıon de l’Eglıse de l’Ecole, ulesdıe unbefangene Überprüfung aller Botschaften, selbst Ferry Leon XII Fayard, Parıs 1982
der schwierigen; 1St die Achtung der Gewiılssen in jeder Jean C’ornec Michel Buschareissas: L’Heure Laique. Editions
Lage Die laızıstische Schule mMuUu der Schmelztiegel seın, Clancıer-Guenand, Parıs 1982
1n dem dieser Pluralismus ZzUu Ausdruck kommt.“ Dıie lo- Eveleyne Dreyfuss: Libres Ecoles. Les Centurıion, DParıs 1981.
gyische Folge dieser außerst gewundenen These wAäare das Nicole Fontaine: L’Ecole Libre ’Etaıt. (& DParıs

1981staatlıche Schulmonopol. ach nıcht geringer Wahr-
scheinlichkeit bedeutet dagegen für Mitterrand der Plura- Hıstoire General de l’Enseignement de I’Educatıon France

(4 Bde., 1981 erschienen) Nouvelle Librairıe de France,lısmus der Fortbestand der relıg1ösen Schulen innerhalb
DParıs.eiınes VO Staat SENAUCK un als bisher festge- Mer. Honore: Aujourd’huı |’Ecole Catholiqué. e Centurıon, DPa-

etizten Rahmens. Er dürtte VOT allem vermeıden, ihren L1S 1981
lıg1ösen Auftrag 1n rage stellen. Dies könnte sıch frei- Robert Lecourt: Concorde sans Concordat. Hachette, Parıs.
ıch mı1t der Versuchung verbinden, sS1e 1ın eın relıg1öses Antoine Leon Hıstoire de l’Enseignement France. Presse Uni1-
Getto verweısen. versitaıre, Parıs 1977

PDıerre Migquel: L’Ecole Laique. Fayard, Parıs 1982Für den Staat 1St allerdings keine glückliche Lage, fast


